- 2 -


	[image: image1.png]LANDTAG
RHEINLAND-PFALZ

(=2




[image: image2.png]Ty

A
y 355





Der Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz und der Beauftragte für die Landespolizei



Jahresbericht 2014

- Kurzfassung -

Bürgerbeauftragter Dieter Burgard stellt Jahresbericht 2014 vor

Mainz. Der Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz und der Beauftragte für die Landespolizei, Dieter Burgard, hat heute seinen Jahresbericht für das Jahr 2014 an Landtagspräsident Joachim Mertes übergeben und der Öffentlichkeit vorgestellt.

Das Vertrauen in die Institution des Bürgerbeauftragten ist nach wie vor ungebrochen groß, dies zeigt u.a. die weiterhin hohe Zahl von Eingaben. Auch im Jahre 2014 lag die Zahl der Eingaben mit 2411 auf dem vergleichbaren Niveau des Vorjahres. Dazu kamen über 1000 Anfragen und Auskünfte, ohne dass hierfür extra eine Petitionsakte angelegt wurde.

Schwerpunkte waren Eingaben aus dem Bereich der Rechtspflege (604), der Ordnungsverwaltung (318) und dem Sozialwesen (297).

Im Bereich der Rechtspflege, dem u. a. Eingaben zu den Gerichten, Staatsanwaltschaften und dem Strafvollzug zugeordnet werden, ragen insbesondere die Eingaben aus dem Bereich des Strafvollzugs mit insgesamt 427 Eingaben hervor.

Zentral waren in der Ordnungsverwaltung 120 Eingaben, die das Straßenverkehrsrecht, das Führerscheinwesen oder den ÖPNV betrafen. 72 Eingaben hatten ausländerrechtliche Anliegen.

Eingaben zu Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) bildeten mit 135 vorgetragenen Einzelanliegen, neben 88 Eingaben zu den Rechtsbereichen der Sozialhilfe, der Grundsicherung oder allgemeinen sozialen Hilfen, thematische Schwerpunkte im Bereich des Sozialwesens.

Der Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz nimmt als Ansprech-partner des Parlaments und dessen Petitionsausschuss Bitten und Beschwerden entgegen, prüft sie und wirkt gegenüber den öffentlichen Stellen – hierbei handelt es sich meist um Behörden – auf eine einvernehmliche Erledigung der Angelegenheithin.

Bereits aus dieser Aufgabenbeschreibung ist erkennbar, dass er eine vermittelnde und erklärende Position zwischen der Behörde und dem Bürger einnimmt. Dabei geht es oftmals darum, dem Bürger die Entscheidung der Behörde oder aber auch darum, der Behörde das Anliegen des Bürgers zu erklären. Hier wird deutlich, dass es in vielen Fällen an der eingehenden Kommunikation zwischen Bürger und Behörde gemangelt hat. Bürger mussten auch darauf hingewiesen werden, dass es zunächst sinnvoll ist, sich an die zuständige Behörde zu wenden und den Sachverhalt dort vorzutragen, wenn diese überhaupt noch nicht beteiligt wurde. Erst, wenn es danach erforderlich ist, sollte der Bürgerbeauftragte vermittelnd oder unterstützend tätig werden.
Mit Inkrafttreten der vom Landtag Rheinland-Pfalz am 8. Juli 2014 beschlossenen Änderung des Landesgesetzes über den Bürgerbeauf-tragten ist dieser seit 19. Juli 2014 zugleich auch Beauftragter für die Landespolizei.

Mit dem Beauftragten für die Landespolizei hat Rheinland-Pfalz als erstes Bundesland einen unabhängigen parlamentarischen Beauftragten für Fragen im Zusammenhang mit der Arbeit der Polizei geschaffen. Bürger und Polizisten haben damit gleichermaßen unmittelbar beim Landtag eine Institution, die sich bei dieser für beide Seiten oftmals konfliktbeladenen bzw. –belasteten Arbeit um einen transparenten Interessenausgleich und eine Klärung der Angelegenheit bemüht. Aufgrund der mittlerweile vierzigjährigen guten Erfahrung mit dem Bürgerbeauftragten als Vermittler zwischen Bürger und Verwaltung wurde er mit dieser zusätz-lichen Aufgabe betraut.

Als solcher hat er die Belange von Bürgerinnen und Bürgern gegenüber der Polizei, aber auch die Belange der Polizei selbst im Blick. Beide Seiten können sich mit allen Angelegenheiten im Zusammenhang mit der polizeilichen Arbeit an den Beauftragten für die Landespolizei wenden. Dieser fördert den partnerschaftlichen Dialog mit den Beteiligten, um eine einvernehmliche Erledigung der Angelegenheit zu finden. Das Verfahren beim Beauftragten für die Landespolizei führt zu mehr Transparenz polizeilichen Handelns. Es erhöht die Chance, entstandene Konflikte nicht im Wege des gerichtlichen Streits, sondern über eine partnerschaftliche Kommunikation der Beteiligten zu lösen. Es soll das gegenseitige Verständnis für die Sichtweise der anderen Seite erhöhen.

Seit Inkrafttreten des Gesetzes sind an den Beauftragten für die Landespolizei bislang 33 Anliegen, davon 22 Beschwerden von Bürgern und elf Eingaben von Polizeibeamten, herangetragen worden. Im Vergleich dazu gab zuvor es jeweils 16 - 20 Eingaben mit Polizeibezug. Zusammen mit weiteren 25 Eingaben aus dem ersten Halbjahr 2014 sind 2014 insgesamt 58 Eingaben mit unmittelbarem Polizeibezug eingegangen. Es ist somit bereits jetzt zu sehen, dass mit der Schaffung des Beauftragten für die Landespolizei die Zugangsschwelle zur Unterstützung bei Problemen mit und in der Polizei gesenkt wurde.

Zu den Serviceleistungen des Bürgerbeauftragten gehört die Durchführung von auswärtigen Sprechtagen im Lande. Hier kann das Anliegen vor Ort persönlich vorgetragen werden. Hiervon haben im Jahr 2014 rund 400 Bürgerinnen und Bürger anlässlich von 32 auswärtigen Sprechtagen Gebrauch gemacht. In Mainz wurden 7 Sprechtage durchgeführt und dabei hatten 74 Bürgerinnen und Bürger Gelegenheit zum Gespräch.

Die Möglichkeit, Anliegen vor Ort in einem persönlichen Gespräch vortragen zukönnen, stellt einen Abbau von Hemmnissen dar, sich mit einem persönlichen Anliegen an das Landesparlament zu wenden. Als Parlamentsbeauftragter ist er vor Ort bzw. wohnortnah. Hierdurch werden den Bürgerinnen und Bürgern unter Umständen weite Wege in die Landeshauptstadt und die schriftliche Abfassung ihres Anliegens erspart. Sprechtage und gesonderte Termine bieten die Möglichkeit, dass vor Ort Missstände in Augenschein genommen werden und betroffene Verwaltungen unmittelbar im Gespräch Sachverhalte erläutern oder eingehend anschauen.

Wichtiger Bestandteil der Arbeit des Bürgerbeauftragten stellen die in den Justizvollzugseinrichtungen des Landes angebotenen Sprechtage dar. Im Berichtsjahr waren die Sprechtage in der Justizvollzugs- und Sicherungsverwahrungsanstalt in Diez sowie in der Justizvollzugsanstalt Frankenthal.
Ein wichtiges Element bürgerschaftlicher Teilhabe ist die öffentliche Petition. Im Jahr 2014 wurden 13 Petitionen veröffentlicht, wobei auch in diesem Jahr die Zahl der abgelehnten Anträge auf Veröffentlichung höher ist als die tatsächlich veröffentlichten Petitionen. Die Ablehnungen erfolgten in der Regel, weil es sich um individuelle Anliegen handelte. Entscheidend ist jedoch, dass die Petition, auch wenn ihre Veröffentlichung abgelehnt wird, auf jeden Fall bearbeitet wird, also kein 

Nachteil entsteht.  Die 13 veröffentlichten Petitionen erhielten 3.055 Mitzeichnungen von Bürgerinnen und Bürgern.

6 eingereichte Sammelpetitionen mit insgesamt 519 Unterzeichnern wurden ebenfalls im Berichtsjahr bearbeitet.

Gleich zu Beginn des Jahres konnte eine ehemals veröffentlichte Petition zur Kommunal- und Verwaltungsreform positiv abgeschlossen werden. Die Petition, deren Mitzeichnungsfrist bereits am 7. Mai 2012 endete, hatte 1.045 Mitzeichnungen. Der Petent begehrte mit seiner Eingabe die Eingliederung der Gemeinden Lahr, Mörsdorf und Zilshausen in die Verbandsgemeinde Kastellaun im Rhein-Hunsrück-Kreis. Allerdings war zunächst vorgesehen, dass die drei Ortsgemeinden entsprechend des Beschlusses der Verbandsgemeinderats Treis-Karden im Rahmen der Kommunal- und Verwaltungsreform und innerhalb der sog. Freiwilligkeits-phase der Verbandsgemeinde Cochem im Landkreis Cochem-Zell zugeordnet werden. Da eine einvernehmliche Lösung zunächst nicht möglich erschien, wurde die Eingabe dem Petitionsausschuss zur abschließenden Beratung und Entscheidung vorgelegt. Der Petitions-ausschuss beschloss sodann die Überweisung an den Innenausschuss, der die Angelegenheit beraten hatte. Im Ergebnis wurde vor dem Hintergrund 

geführter Gespräche ein entsprechender Gesetzentwurf mit dem Ziel einer Dreiteilung der Verbandsgemeinde Treis-Karden erarbeitet. Mit dem vom Landtag beschlossenen Landesgesetz über die Gebietsänderung der Verbandsgemeinde Treis-Karden vom 22. November 2013 wurde dem Anliegen des Petenten Rechnung getragen.

Wie seit mehreren Jahren stellen auch im Berichtsjahr 2014 die Eingaben aus dem Bereich des Strafvollzugs einen Schwerpunkt in der Aufgabenwahrnehmung des Bürgerbeauftragten dar. Gegenüber dem Jahr 2013 haben diese erneut eine deutliche Steigerung erfahren (2013: 409 Eingaben; 2014: 485 Eingaben), doch liegt dies noch unter dem Niveau von 2012 (548 Eingaben). Dieter Burgard betont, dass es eindeutig falsch wäre, hieraus den Schluss zu ziehen, dass es gravierende Missstände im Strafvollzug gibt. Dafür waren die vorgetragenen Anliegen der in den rheinland-pfälzischen Vollzugseinrichtungen inhaftierten Gefangenen zu individuell, als dass sich hieraus Schwerpunkte für bestimmte Problemfelder ergeben könnten.

Eingaben, die die Gerichte betreffen, haben gegenüber dem Vorjahr stark zugenommen. Die Zunahme auf 75 Petitionen zeigt dabei keine besondere Problematik auf, sie ist größtenteils einem „eingabefreudigen“ Petenten geschuldet, der alleine 21 Eingaben eingereicht hat. Darüber hinaus hat die überwiegende Anzahl der Eingaben im Bereich der Rechtspflege, wie übrigens in den Vorjahren auch, die Dauer von Gerichtsverfahren zum Gegenstand.
Eingaben im Bereich der Staatsanwaltschaften sind dagegen weiter rückläufig.

Mit insgesamt 372 Eingaben stellen die Eingaben zum Bereich „Soziales und Gesundheit“ auch im Jahr 2014 einen weiteren Schwerpunkt in der Arbeit des Bürgerbeauftragten dar. 

Der größte Teil betrifft Eingaben aus dem Bereich Grundsicherung und Sozialhilfe und dort vor allem die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Ein weiterer Rückgang bei den Eingaben zum Arbeitslosengeld II, wie dies in den Vorjahren der Fall war, ist nicht mehr festzustellen. Die Probleme unterscheiden sich kaum von denen des Vorjahres. Schwerpunkte waren Eingaben zum Bereich der Unterkunftskosten, der Bearbeitung von Anträgen oder Beschwerden über die Höhe der gezahlten Leistungen. 

Einen weiteren Schwerpunkt bilden Eingaben zum Bereich der gesetzlichen Sozialversicherung, insbesondere der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung. Dabei ging es vielfach um die Bewilligung und Durchführung von Rehabilitationsmaßnahmen. Schwierig wird es für die Betroffenen, wenn sich zwei Träger, z. B. die Krankenkasse und die Rentenversicherung, nicht einigen können, wer zuständig ist. In der Regel kann eine Lösung erreicht werden, dass einer der Träger die Maßnahme bewilligt und der Ausgleich dann untereinander und nicht auf (dem Rücken) Kosten des Bürgers erfolgt. 

Eingaben, in denen es um die Feststellung der Schwerbehinderteneigen-schaft, eines höheren Grades der Behinderung oder von Nachteilsaus- gleichen ging, bildeten wieder einen der Arbeitsschwerpunkte im Bereich Soziales. Dabei betraf ein Großteil der Eingaben die Zuerkennung des Merkzeichens „aG“ und die damit verbundene Möglichkeit, auf den mit dem Rollstuhlfahrersymbol gekennzeichneten Parkplätzen parken zu können. Im Vergleich zum Vorjahr ist die Zahl der Eingaben zurückgegangen. Dies ist sicherlich darauf zurückzuführen, dass die Probleme bei der Dauer der Bearbeitung aufgrund der Umstellung auf das neue EDV-Verfahren im Jahr 2013 offenbar behoben wurden und die Bemühungen des Landesamtes für Soziales, Jugend und Versorgung, wieder eine durchschnittliche Bearbeitungsdauer von drei bis vier Monaten zu erreichen, in vielen Fällen erfolgreich waren. Geradezu Anfang des Jahres 2014 kamen noch einige Eingaben, in denen die Bearbeitungszeit gerügt wurde.

Auf einem fast gleich hohen Niveau wie im Vorjahr bewegen sich die Eingaben zu ausländerrechtlichen Problemen und Themenstellungen. Hierzu gehören auch Eingaben zum Staatsangehörigkeitsrecht.

Bei den Entscheidungen, die Asylsuchende betreffen, die von den sog. „Dublin-Verordnungen“ erfasst werden, ist zu berücksichtigen, dass nach der jüngeren Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts es alleine Aufgabe des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) ist zu prüfen, ob feststeht, dass eine Abschiebung durchgeführt werden kann. Dabei hat das Bundesamt sowohl hinsichtlich der zielstaatsbezogenen Abschiebungshindernisse als auch hinsichtlich evtl. bestehender inlands-bezogener Vollzugshindernisse bei einer bevorstehenden Abschiebung die alleinige Prüfungskompetenz. Hierbei handelt es sich um Asylsuchende, die über einen sicheren Drittstaat in die Bundesrepublik Deutschland einreisen.

Die Ausländerbehörden können daher im Fall einer unmittelbar bevor-stehenden Abschiebung nur noch prüfen, ob die Reisefähigkeit der von der Abschiebung betroffenen Personen gegeben ist. Damit verbunden ist eine nur noch sehr eingeschränkte Wirkungsmöglichkeit des Bürger-beauftragten.

Bei Fragen im Zusammenhang mit schulischen Angelegenheiten stand die Schülerbeförderung im Vordergrund. Auch die Inklusion im schulischen Bereich, die Schulwahl und inhaltliche Fragen des Unterrichts wurden in Eingaben thematisiert.

Immer wieder wenden sich Bürgerinnen und Bürger mit bauplanungs-/städtebaurechtlichen Problemen an den Bürgerbeauftragten und verweisen darauf, dass sie doch vor Errichtung ihres Vorhabens bei der Unteren Bauaufsichtsbehörde vorgesprochen hätten. Dabei sei ihnen die Auskunft erteilt worden, dass sie ihr Vorhaben mit den beabsichtigten Maßen so errichten dürften und keine Baugenehmigung bräuchten.

Hier begrüßt es der Bürgerbeauftragte ausdrücklich, dass Untere Bauaufsichtsbehörden auch ohne förmlichen Antrag Auskünfte und Hilfe-stellungen geben. Damit es im Nachhinein jedoch nicht zu Irritationen kommt, weil das Vorhaben z. B. gegen den Bebauungsplan verstößt, empfiehlt der Bürgerbeauftragte den Unteren Bauaufsichtsbehörden an dieser Stelle regelmäßig nachzuhaken, was die Absicht der Bürgerinnen und Bürger ist. 

Einen zahlenmäßigen Schwerpunkt stellt auch im aktuellen Berichtszeit-raum der Themenbereich rund um den Verkehr dar. Diese betreffen vor allem allgemeine Beschwerden, Anregungen oder Wünsche über vorhandene oder zu ändernde Verkehrsregelungen (27), Fragen im Zusammenhang mit der Parkplatzsituation (27) und Angelegenheiten der Kfz-Zulassungs- und Führerscheinstellen (25). Vergleichsweise wenige Eingaben betrafen den öffentlichen Personenverkehr (6) und Fragen im Zusammenhang mit dem Fahrradverkehr (5).
Eine Reihe von Eingaben betraf auch 2014 wieder die Frage nach einem Krippen- oder Kindergartenplatz. Hier konnte erfreulicherweise in allen Fällen im Laufe des Petitionsverfahrens eine geeignete Betreuung für die Kinder gefunden werden. Jedenfalls soweit dies aufgrund der hier eingegangenen Eingaben beurteilt werden kann, scheint die Frage des Rechtsanspruchs auf einen Krippen- bzw. Kindergartenplatz kein grundsätzliches Problem in den hierfür verantwortlichen Kommunen darzustellen. Allerdings war aufgrund der Eingaben festzustellen, dass viele betroffene Eltern erst sehr spät erfahren, dass bzw. wann sie einen Betreuungsplatz für ihr Kind erhalten. Dies stellt gerade für berufstätige Eltern immer wieder ein Problem dar, da deren Arbeitgeber meist einen gewissen Vorlauf für die Planung des Wiedereinstiegs benötigen. Eine frühere Zusage eines Platzes bietet allen Beteiligten die erforderliche Planungssicherheit. An dieser Stelle besteht noch Potential für verbesserte Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Auch 2014 zeigte sich, dass Eingaben aus dem Bereich des Steuerrechts wieder einmal sehr vielschichtig waren und das gesamte Spektrum dieses Rechtsgebiets betrafen. In diesem Zusammenhang ist, wie bereits in den Vorjahren, festzustellen, dass die Finanzämter in Rheinland-Pfalz bürgerfreundlich handeln und stets bemüht sind, nach Lösungen im Sinne der Bürgerinnen und Bürger zu suchen. Insoweit gilt der Dank den Finanzämtern für die gute Zusammenarbeit, ebenso dem seit                       1. September 2014 gegründeten Landesamt für Steuern (vormals Oberfinanzdirektion Koblenz) und dem Ministerium der Finanzen.

Das Entgegenkommen der Finanzverwaltung hat seine Grenzen selbstver-ständlich in den einschlägigen Gesetzen. Ist der gesetzliche Rahmen ausgeschöpft, besteht auch keine Möglichkeit für eine einvernehmliche Lösung.

Gerade in Eingaben zu dem Sachgebiet Steuern ist festzustellen, dass vielen Bürgern oftmals mit einer Auskunft gedient ist und das Anliegen nach einer entsprechenden Stellungnahme des beteiligten Finanzamts im Rahmen des Petitionsverfahrens einer Klärung herbeigeführt werden kann.

Ein Teil der Eingaben betraf auch in dem zurückliegenden Berichts-zeitraum wieder einmal den Ausbau von Straßen und die von Bürgerinnen und Bürgern dagegen erhobenen Einwände. Diese Thematik war bereits in der Vergangenheit Gegenstand von Jahresberichten, bleibt aber nach wie vor aktuell. Im Ergebnis befürchteten die Bürgerinnen und Bürger Belastungen durch Beitragszahlungen, die im Fall einer Straßenaus-baumaßnahme auf sie zukommen.

Informationen über die Aufgaben und Hilfemöglichkeiten des Bürger-beauftragten finden sich im Internet unter www.derbuergerbeauftragte.rlp.de. Dort sind auch die aktuellen Termine von Sprechtagen des Bürgerbeauftragten genannt. Zudem werden die Sprechtagstermine in der örtlichen Presse sowie den amtlichen Mit-teilungsblättern veröffentlicht und sind zusätzlich im Videotext, Seite 725, im SWR-Fernsehen, abrufbar.

Selbstverständlich können sich die Bürgerinnen und Bürger schriftlich, telefonisch, per Fax und auch per E-Mail an den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz und den Beauftragten für die Landespolizei, Dieter Burgard wenden: 

Kaiserstraße 32, 55116  Mainz, 

Telefon: (0 61 31) 28 99 90, Telefax: (0 61 31) 28 999 89, 

E-Mail: poststelle@derbuergerbeauftragte.rlp.de.

Sperrfrist: 12. März 2015,


                  11.30 Uhr
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